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James Connolly, der große irische Sozialist, sagte richtig voraus, dass die Folge der Teilung Irlands
ein „Karneval der Reaktion sowohl im Norden als auch im Süden“ sein würde. Wie zur Bestätigung
seiner Aussage wurde der diesjährige hundertste Jahrestag mit Angriffen eines protestantischen
Mobs auf die ironisch benannte Friedenslinie in Belfast gefeiert. Obwohl sich heute fast die Hälfte
der Bevölkerung mit einem vereinten Irland identifiziert und nichts zu feiern hat, haben
LoyalistInnen damit gedroht, das Karfreitagsabkommen zu ignorieren und zu versuchen, durch
nationalistische Gebiete zu marschieren, was unterstreicht, dass „Nordirland“ einem großen Teil
seiner Bevölkerung nichts als Unterdrückung und Repression geboten hat.

Nationale Revolution

Die Gründung von „Nordirland“ fand vor dem Hintergrund einer nationalen Revolution in Irland,
Großbritanniens ältester Kolonie, zwischen 1916 und 1923 statt. Beim Osteraufstand von 1916
wurde die irische Republik ausgerufen und Dublin sechs Tage lang gehalten, bevor die RebellInnen
kapitulierten. Sie genossen zwar nicht die Unterstützung der Mehrheit der Stadtbevölkerung, aber
nach der anschließenden Hinrichtung von 16 AnführerInnen des Aufstands im Gefängnis von
Kilmainham (Stadtteil Dublins) wandte sich die Mehrheit der irischen Bevölkerung entschieden
gegen die britische Herrschaft. Zu den AnführerInnen, die sich dem Erschießungskommando
stellten, gehörte auch James Connolly, der verwundet und an einen Stuhl gefesselt wurde.
Patriotische britische Labour-Abgeordnete bejubelten die Bekanntgabe der Hinrichtungen im
Unterhaus.

Die britischen Parlamentswahlen von 1918 sicherten der republikanischen Partei Sinn Fein eine
überwältigende Mehrheit der irischen Sitze. Deren Mitglieder traten 1919 prompt als souveränes
irisches Parlament, das erste Dail Eireann, zusammen. Dieses wurde von Großbritannien für illegal
erklärt. Bald folgten die ersten Schüsse in einem Guerillakrieg, als sich die Irisch Republikanische
Armee (IRA), die Schutzeinheit des Dail, mit britischen Truppen und der Polizei anlegte.

Parallel zum Unabhängigkeitskrieg und mit ihm verbunden war die Massenaktion der irischen
ArbeiterInnen. Ein Generalstreik wehrte 1918 erfolgreich den Versuch Großbritanniens ab, die
Wehrpflicht in Irland einzuführen. Ein weiterer im Jahr 1920 wurde für die Freilassung von über
hundert republikanischen Gefangenen ausgerufen, die aus Protest gegen ihre Internierung in den
Hungerstreik getreten waren. „Sowjets“ wurden in Irland zu einem populären Ausdruck für
Aktionskomitees der ArbeiterInnenklasse mit dem Limerick-Rat und über hundert weiteren
„Sowjets“, die von Streikkomitees bis hin zu Genossenschaften reichten.

Dies zeigte das enorme Potenzial der irischen ArbeiterInnenklasse, die Führung in der nationalen
Revolution gegen die britische Herrschaft zu übernehmen. Eine entschlossene Führung durch
irische ArbeiterInnen an der Seite von Kleinbauern, -bäuerinnen und LandarbeiterInnen hätte in
ganz Irland Räte aufbauen können, die von einer ArbeiterInnenmiliz auf dem Weg zu einer
ArbeiterInnenrepublik verteidigt worden wären.

Ein Guerillakrieg allein war wahrscheinlich nicht genug, um die BritInnen zu vertreiben, angesichts
der Knappheit an Waffen und Munition und der ungleichmäßigen Stärke der IRA-Einheiten, so dass
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der Druck für Verhandlungen stark wurde. Dennoch erkannte auch die britische Regierung, dass sie
den größten Teil Irlands nicht länger direkt regieren konnte. Home Rule (eine eigene Regierung),
gegen die die britischen Tories und Sir Edward Carsons „Ulster“-UnionistInnen mit bewaffnetem
Widerstand gedroht hatten, wurde plötzlich für zwei Teile einer geteilten Insel zugestanden.

Konterrevolution

Am 3. Mai 1921 trat der Government of Ireland Act (1920) (Regierungsgesetz für Irland) in Kraft.
Dieses „Teilungsgesetz“ sah zwei getrennte, vermeintlich eigene Gerichtsbarkeiten in Irland vor, die
jedoch beide der britischen Regierung  und der Krone unterstellt und immer noch Teil des britischen
Empire waren. Im Nordosten der Insel sollte das „Nordirland“, das sechs der neun Grafschaften der
historischen Provinz Ulster umfasste, ein eigenes Parlament wählen. In ähnlicher Weise war
beabsichtigt, für die verbleibenden südlichen 26 Grafschaften ein „eigenes Parlament“ einzurichten.

Die Wahlen fanden am 24. Mai  1921 statt. Im Norden wurden 40 unionistische KandidatInnen und
12 NationalistInnen bzw. RepublikanerInnen gewählt. In den 26 Grafschaften wurden keine Wahlen
abgehalten, da 124 irisch-republikanische (Sinn Fein) KandidatInnen ohne GegenkandidatInnen mit
4 unabhängigen UnionistInnen vom Trinity College, Dublin, wiedergewählt wurden. Das südliche
Home-Rule-Parlament kam nie zustande, da Sinn Fein gegen das Teilungsgesetz war und weiterhin
ihre VertreterInnen in den Dail Eireann schickte.

Nach jahrzehntelanger Feindseligkeit der UnionistInnen gegenüber einer eigenen Regierung für
Irland überzeugte die revolutionäre Welle von 1916 bis 1921 sie schließlich, zumindest die in den
sechs Grafschaften, dass die Aufrechterhaltung ihrer Vorherrschaft über KatholikInnen und
NationalistInnen in Irland als Ganzes eine verlorene Sache war. Die IndustriekapitalistInnen und
GroßgrundbesitzerInnen von Ulster, deren überwältigende Abhängigkeit vom britischen Markt
längst feststand, gaben sich mit einer territorialen Enklave mit einer eingebauten protestantischen
Mehrheit, einem dezentralisierten Parlament, einer schwer bewaffneten, sektiererischen Polizei und
den berüchtigten Spezialeinheiten zufrieden, einer neuen reaktionären Miliz, die auf Einheiten der
Ulster Volunteer Force, UVF (Freiwilligentruppe), basierte.

Kein Wunder also, dass die Wahl in den sechs Grafschaften von weit verbreiteter Gewalt gegen
KatholikInnen und den Wahlkampf der Sinn Fein begleitet wurde. Im Jahr zuvor war es auch zu der
empörenden Vertreibung von 7.000, hauptsächlich katholischen, WerftarbeiterInnen von ihren
Arbeitsplätzen in Belfast gekommen, darunter etwa 2.000 „verrottete Prods“, also protestantische
GewerkschafterInnen und SozialistInnen. Die Vertreibungen breiteten sich in der gesamten
Maschinenbauindustrie aus, als loyalistische protestantische ArbeiterInnen auf Edward Carsons
(unionistischer Politiker) aufrührerische Anti-Sinn-Fein-Rhetorik reagierten.

Trotz des Wahlsiegs von Sinn Fein hatte das Teilungsgesetz durch die Bildung einer Regierung in
den sechs Grafschaften vollendete Tatsachen geschaffen, und Winston Churchill rühmte sich: „Von
diesem Moment an wurde die Position von Ulster unangreifbar“. In der Tat. Das war eine gute
Voraussetzung für die britische Regierung, im Juni Sinn Fein Verhandlungen anzubieten. Im Wissen
um die militärische Schwäche der IRA und im Bewusstsein des Vertrauens der nördlichen
UnionistInnen in ihre etablierte Macht stimmte diese zu.

Es folgte ein Waffenstillstand und Ende 1921 wurde ein anglo-irischer Vertrag vereinbart. Anfang
1922 wurde der Vertrag von der britischen Regierung und einigen der Sinn-Fein-AnführerInnen
unterzeichnet. Seine Bestimmungen waren weit entfernt von einer separaten Republik. Die
GouverneurInnen des neuen Freistaates mussten einen Eid auf den König ablegen. Er würde dann
den Status eines Dominions als Mitglied des britischen Commonwealth erlangen, wobei
Großbritannien seine Marinestützpunkte im Süden behalten würde. Was den Norden anbelangt, so



war die Übertragung von Befugnissen an die dezentralisierte Regierung bereits im Gange, und das
Versprechen, eine Grenzkommission einzusetzen, kam nie zustande.

Der britische Premierminister, der gerissene David Lloyd George, drohte mit einem „schrecklichen
und sofortigen Krieg“, falls der Vertrag nicht angenommen würde. Der Vertrag wurde von einer
Minderheit der Sinn-Fein-Führung, einschließlich Éamon de Valera, und 9 von 15 Abteilungen der
IRA verurteilt. Aber der Dail Eireann akzeptierte den Vertrag mit 64 zu 57 Stimmen. Die südliche
Bourgeoisie mit dem Rückhalt der katholischen Kirche stellte sich hinter den Vertrag. Der darauf
folgende Bürgerkrieg im Süden sah die Niederlage der vertragsfeindlichen IRA, da Großbritannien
schnell die neue Armee des Freistaats bewaffnete. Bis 1923 war die Konterrevolution abgeschlossen,
und der irische Freistaat konsolidierte sich zu einem klerikalen und arbeiterInnenfeindlichen
Vasallen des britischen Imperialismus, genau wie Connolly es vorhergesagt hatte.

Der Nordstaat

Im Norden wurde der Charakter des neuen Staates perfekt vom ersten Premierminister Nordirlands,
Lord Craigavon, zusammengefasst, der ihn anerkennend „ein protestantisches Parlament und einen
protestantischen Staat“ nannte. Allerdings war etwa ein Drittel der Bevölkerung katholisch, und
durch skandalöse Wahlkreiseinteilung wurde ihnen jedes Fünkchen politischer Macht vorenthalten.
Für eine Gemeinschaft, die in gemischten Gebieten bösartige Pogrome mit dem Verlust von
Häusern, Arbeitsplätzen und Leben erlebt hatte, war dieser Staat ein Gefängnis.

Der Sonderermächtigungsgesetz, das 1922 im neuen Nordparlament verabschiedet worden war, war
als Notmaßnahme während der schlimmsten Gewalt in Belfast gedacht. Er wurde schließlich zu
einem dauerhaften Gesetz und wurde von Südafrikas Apartheid-Premierminister B. J. Vorster in den
1960er Jahren bewundert. Es beinhaltete die Todesstrafe für einige Schusswaffen- und
Sprengstoffdelikte und Auspeitschung und Gefängnis für andere. Seine wirksamste Macht war die
Internierung, die die unbefristete Inhaftierung aller Personen bedeuten konnte, die verdächtigt
wurden, eine Bedrohung darzustellen, ohne dass ein Geschworenenprozess durchgeführt wurde.

So wurde für diejenigen, die sich als Iren und Irinnen identifizierten, hauptsächlich KatholikInnen,
die systematische Diskriminierung in allen Lebensbereichen institutionalisiert. Besonders deutlich
wurde dies bei Wohnungen und Arbeitsplätzen. Die willkürliche Wahlkreisfestlegung der
Kommunalverwaltung durch die UnionistInnen sorgte dafür, dass der Bau und die Zuteilung von
Sozialwohnungen und sowie Tausenden von Arbeitsplätzen an ProtestantInnen ging. Derry war das
deutlichste Beispiel dafür. 1966 wurde die Körperschaft von den UnionistInnen kontrolliert, obwohl
die erwachsene Bevölkerung aus 20.102 KatholikInnen und nur 10.274 ProtestantInnen bestand.

Da Hausbesitz eine Voraussetzung für Kommunalwahlrecht war, wirkte sich dies massiv gegen
KatholikInnen aus, daher der Ruf der BürgerInnenrechtsbewegung nach „Eine Person, eine
Stimme“. SteuerzahlerInnen stimmten ab, aber nicht UntermieterInnen, und FirmenchefInnen
erhielten zusätzliches Stimmrecht. Die Diskriminierung war in der verarbeitenden Industrie genauso
heftig, wenn nicht noch schlimmer. Im Jahr 1970 beschäftigte die Werft von Harland und Wolff nur
400 KatholikInnen von 10.000 Beschäftigten. Ähnlich winzige katholische Minderheiten gab es bei
Mackie’s und Sirocco Engineering Works. Die Vertreibungen aus den Werften der 1920er Jahre
wurden nie wieder gutgemacht und bestimmten die Szene für die kommenden Jahre. 1972 war die
katholische männliche Arbeitslosigkeit in Belfast doppelt so hoch wie der Gesamtdurchschnitt, was
zu einer höheren Auswanderungsrate führte.

Antiunionistische Massenrevolte

Die sektiererischen Widersprüche im Herzen des Nordstaates explodierten schließlich 1968 mit der



Geburt der nordirischen Bürgerrechtsbewegung NICRA. Inspiriert von der zeitgenössischen US-
BürgerInnenrechtsbewegung unter der Führung von Martin Luther King, sammelte sich die Masse
der katholisch-nationalistischen Bevölkerung hinter den Forderungen, die Diskriminierung und
Schikanen durch den Staat zu beenden. Der Marsch am 5. Oktober in Derry wurde von der Royal
Ulster Constabulary (britische Polizei in Irland) brutal angegriffen und die Krise vertiefte sich.

Je mehr Märsche stattfanden, desto mehr wurden sie von TotschlägerInnen der loyalistischen
Banden und staatlichen Kräften bedroht. Als 1969 ein groß angelegter Einsatz der britischen
Polizeitruppe in der Bogside-Siedlung in Derry begann, vertrieben NationalistInnen die Polizei mit
Benzinbomben und Ziegelsteinen, was den Innenminister der Labour-Partei, Jim Callaghan, dazu
veranlasste, britische reguläre Truppen zu schicken. Neben der Schlacht von Bogside kam es auch
in Belfast zu schweren Zusammenstößen, als LoyalistInnen, oft unterstützt von Polizeieinheiten,
versuchten, katholische Familien zu vertreiben.

Der anfängliche „Sandwiches und Tee“-Willkommensgruß für die Truppen als Beschützerinnen vor
dem loyalistischen Mob verflüchtigte sich bald, als alle Reformen ausblieben und es in der Folge zu
Straßenkämpfen zwischen britischen Truppen und NationalistInnen kam. Als die Forderungen der
NICRA vom unionistischen Staat und seinen britischen UnterstützerInnen ignoriert wurden,
begannen die NationalistInnen, sich anderweitig, auf direkte Aktionen, zu orientieren, um ihre
Interessen durchzusetzen.

Die Pogrome in katholischen Gebieten warfen die Frage der Selbstverteidigung auf und bestätigten
den KatholikInnen, dass sie sich nicht auf den Schutz des Staates verlassen konnten. Dies erklärt
das Wachstum der BürgerInnenverteidigungskomitees und den Aufstieg der Provisorischen IRA. Ein
Kampf um die Reform des Staates war zu einem Kampf zur „Zerschlagung des nordirischen
Parlaments Stormont“ und zur Beseitigung der Grenze übergegangen. Die britische Herrschaft war
nun als zentrales Problem erkannt. Ohne diese konnte die Grenze zwischen Nord und Süd
abgeschafft werden.

Das Ballymurphy-Massaker 1971 in Westbelfast und die Ermordung von 14 DemonstrantInnen in
Derry am Blutsonntag 1972 durch das Fallschirmjägerregiment hatten den bewaffneten Kampf
gegen Großbritannien eskalieren lassen und die ganze katholische Gemeinschaft entfremdet. Das
Gemetzel in Derry geschah unter einer Tory-Regierung, aber von der Labour Party kam kein Protest.
Die parlamentarische Labour-Partei stimmte sogar dafür, den Widgery-Bericht zum Blutsonntag zu
akzeptieren, der die britische Armee für unschuldig erklärte, ein Urteil, das erst viele Jahre später,
2010, durch die Saville-Untersuchung gekippt wurde.

Das erste Jahr der Massenrevolte wich einer bewaffneten republikanischen Guerillakampagne, die
nach dreißig Jahren nicht in der Lage war, die BritInnen aus dem Norden zu vertreiben. Der
politische Flügel dieser Bewegung, Sinn Fein, plädierte schließlich für Frieden und einen Deal, und
das Karfreitagsabkommen, GFA (Good Friday Agreement), wurde 1998 geschlossen. Das
Markenzeichen dieses Abkommens war eine dezentralisierte nordirische quasi-parlamentarische
Körperschaft, die nach dem Verhältniswahlrecht gewählt wurde, und eine Regierung mit
Machtteilung zwischen protestantischen und katholischen Kräften. Sinn Fein gab seinen militanten
Widerstand gegen den Staat auf. Sie legte ihre Waffen ab, erkannte die umbenannte Polizei an,
deren katholische Zusammensetzung erhöht wurde, und akzeptierte ein Veto der UnionistInnen
gegen ein vereinigtes Irland.

Unionismus in der Krise

Jetzt, 23 Jahre nach dem Abkommen, kämpft das GFA damit zu funktionieren. Es wurde für drei
Jahre ausgesetzt, ist aber jetzt gerade wieder am Laufen. Das SektiererInnentum der pro-britischen



ProtestInnen ist so weit verbreitet wie eh und je, die „Friedensmauern“ sind immer noch vorhanden
und werden angegriffen. Die Teilung der Macht ist eine Farce, der eine sektiererische Verteilung
von Geldern gegenübersteht, um die wichtigsten politischen Parteien und Gemeindegruppen ruhig
zu halten. Es ist auch bequem für die Londoner Regierung, die Verantwortung für die Umsetzung
der Sparpolitik zu übertragen. Die Exekutive hat den Vorsitz über die am meisten benachteiligte
Region Großbritanniens.

Die Krise des Unionismus ist tiefgreifend. Nach einem Jahrhundert verfügen die LoyalistInnen nun
über weniger als die Hälfte der Stimmen der Bevölkerung. Die materiellen Privilegien der
protestantischen ArbeiterInnenaristokratie wurden mit dem Niedergang der verarbeitenden
Industrie und dem Abbau der eklatanten Diskriminierung von KatholikInnen massiv ausgehöhlt. Vor
allem die Auswirkungen des Brexit haben viele davon überzeugt, dass ein vereinigtes Irland eine
klare reale Möglichkeit ist.

Der Brexit hat gezeigt, wie nutzlos eine Grenze auf der irischen Insel ist. Als beide Teile Irlands in
der Europäischen Union waren, förderte eine „unsichtbare Grenze“ den reibungslosen Handel. Die
Probleme der Handelshemnisse und der Bürokratie werden nun zunehmen. Die Pro-EU-Mehrheit
beim Referendum deutete auf eine gewisse Unterstützung der UnionistInnen und der Wirtschaft hin,
was teilweise das Wachstum der bürgerlichen Allianzpartei erklärt.

Obwohl die DUP den Brexit unterstützte, war sie gezwungen, gegen eine harte Grenze zu wettern,
da dies zu einem wirtschaftlichen Chaos führen würde. Aber sie hat nie damit gerechnet, durch
Boris Johnsons Nordirland-Protokoll, das eine Wirtschaftsgrenze entlang der Irischen See schafft,
die den Handel mit Britannien beeinträchtigen würde, über den Tisch gezogen zu werden. Also wäre
jetzt eine harte Landgrenze für die DUP (Demokratisch Unionistische Partei) und ihre loyalistischen
KollaborateurInnen vorzuziehen. Wie üblich wurde die orange Karte gespielt und die Angst vor
einem vereinigten Irland durch Anzetteln von Unruhen auf den Straßen geschürt.

Loyalistische Mobilisierungen nehmen immer wieder isolierte nationalistische Gebiete aufs Korn.
Der Übergriff an der Schnittstelle Lanark Way Anfang April wurde von nationalistischen
Jugendlichen zurückgeschlagen. Wenn in den nächsten Monaten die Marschsaison der
loyalistischen  AnhängerInnen beginnt und sie ankündigen, dass sie sich nicht an die
Entscheidungen der Paradekommission halten werden, die einige ihrer Marschrouten eingeschränkt
hat, könnte die Frage der Verteidigung der nationalistischen Gebiete erneut kritisch werden.
Organisierte Verteidigungstrupps, die sich die Militanz der Jugend zunutze machen können, müssen
sowohl gegen Übergriffe der LoyalistInnen als auch der Polizei aufgestellt werden.

Der Unionismus ist jedoch von tiefen Spaltungen zerrissen. Die bisher relativ geringe Zahl
loyalistischer RandaliererInnen auf den Straßen zeigt seine Schwäche. Sie stehen einer Tory-
Regierung gegenüber, die sich mehr davor fürchtet, Biden, die EU und die irische Regierung zu
verärgern als sie. Zweifellos werden die Tories versuchen, die UnionistInnen zu beschwichtigen und
einen kosmetischen Deal über das Protokoll zusammenzuflicken, da jede Rückkehr einer harten
Landgrenze noch schädlicher wäre.

Für eine ArbeiterInnenrepublik

Nach einem „Karneval der Reaktion“, der ein Jahrhundert andauert, taumelt Großbritanniens
Gefängnisstaat weiterhin von einer Krise in die nächste. Währenddessen ist in der Republik die
skandalumwitterte katholische Kirche gezwungen, ihre kulturelle Vorherrschaft aufzugeben, indem
sie den sukzessiven Bewegungen für Frauen- und LGBTQ-Rechte nachgibt. Der britische
Imperialismus, der für die Erschaffung dieses kleinen Monsters zur Spaltung der
ArbeiterInnenklasse im Norden verantwortlich ist, schaut mit zunehmender Irritation und



Unverständnis auf seine „loyalistischen“ UnterstützerInnen.

Es ist an der Zeit, diesen Staat und die dazugehörige Grenze abzuschaffen. Aber es wäre unklug,
sich auf eine Grenzabstimmung zu verlassen, wie Sinn Fein und andere es tun, um diese Aufgabe zu
erledigen. Obwohl dies vollständig in der Zuständigkeit der britischen Regierung liegt, hat der
britische Premierminister Johnson, der mit den Forderungen der Schottischen Nationalistischen
Partei nach einem Unabhängigkeitsreferendum konfrontiert ist, gewarnt, dass es für eine „sehr, sehr
lange Zeit“ keine Abstimmung geben wird.

Es ist von entscheidender Bedeutung, dass sich die irischen ArbeiterInnen in den bevorstehenden
Kämpfen auf ihre eigene Stärke verlassen, gegen den Orangestaat nicht weniger als im Süden. Die
ArbeiterInnen sehen sich einer drohenden wirtschaftlichen Verwüstung durch den Brexit und die
Pandemie sowie einer verschärften Unterdrückung gegenüber, und das gilt für beide Seiten der
„Friedensmauern“.

Die Einheit der ArbeiterInnenklasse muss geschmiedet werden, um Lebensstandard und
Arbeitsplätze rund um ein kämpferisches Aktionsprogramm zu verteidigen. Es gibt viel mehr, was
die ArbeiterInnen eint, als was sie trennt. Gegen jeden Arbeitsplatzverlust und jede Kürzung muss
mit Solidaritätsaktionen Widerstand geleistet werden, und die Basis muss ihre Gewerkschaften
aufrütteln, damit die FührerInnen innerhalb der Gewerkschaft und durch demokratische
Versammlungen am Arbeitsplatz zur Aktion gezwungen und zur Rechenschaft gezogen werden
können. Aktionen der ArbeiterInnenklasse sind der Schlüssel zum Widerstand gegen die Angriffe,
die von jeder DUP/Sinn Fein-Exekutive auf Befehl aus Westminster kommen werden.

Das Erbe des britischen Imperialismus in Irland zeigt jedoch, dass gemeinsame wirtschaftliche
Interessen allein die Einheit der ArbeiterInnenklasse nicht fördern können. Klassenbewusstsein
entspringt nicht spontan oder automatisch aus wirtschaftlichem Kampf. Es ist unaufrichtig zu
glauben, dass das Ignorieren der Politik der Diskriminierung und der nationalen Unterdrückung es
leichter machen wird, ArbeiterInnen zu vereinen. Die pro-imperialistische Ideologie der
protestantischen ArbeiterInnen ist ein Hindernis für die Fortsetzung des Klassenkampfes gegen den
Kapitalismus und eine Waffe in den Händen reaktionärer LoyalistInnen.

Es gibt ein tiefes Unbehagen innerhalb der protestantischen und unionistischen Gemeinschaft
angesichts der Möglichkeit, ihre britische Identität in einem vereinigten Irland zu verlieren. Wir
müssen sie darauf hinweisen, dass die britische Regierung, wenn sie es will, ihre Bedenken
ignorieren und auf sie einhämmern wird, wie sie es mit der nationalistischen Gemeinschaft getan
hat. Wenn deine sogenannten besten Verbündeten sich wenig um dich kümmern, ist es an der Zeit,
neu über deine potenziellen Klassenverbündeten nachzudenken.

In der Tat, wenn man für den Schutz seiner wirtschaftlichen Interessen kämpft, kann man die
gleiche Antwort von den kapitalistischen Regierungen im Norden und Süden erwarten. Deshalb
brauchen wir Einigkeit über die konfessionelle Kluft hinweg, um so besser einen mächtigeren Kampf
gegen die Bosse organisieren zu können. Es ist besser, sich mit den ArbeiterInnen in ganz Irland
und Britannien zusammenzutun und für eine Gesellschaft zu kämpfen, die der ArbeiterInnenklasse
gehört und von ihr kontrolliert wird, eine ArbeiterInnenrepublik in Irland, verbunden mit
schottischen, walisischen und englischen ArbeiterInnen, die alle Teil der Sozialistischen Vereinigten
Staaten von Europa sind.


